
Stand: 26.06.2026 15:26:08

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/21677

"Karenzzeit auch für Beamte der höheren Qualifikationsebenen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/21677 vom 12.04.2018

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/22013 des OD vom 19.04.2018

3. Beschluss des Plenums 17/22659 vom 06.06.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 133 vom 06.06.2018



 

17. Wahlperiode 12.04.2018 Drucksache 17/21677 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Harald 
Güller, Susann Biedefeld, Günther Knoblauch, 
Reinhold Strobl, Stefan Schuster, Martina Fehlner, 
Andreas Lotte, Arif Taşdelen, Kathi Petersen SPD 

Karenzzeit auch für Beamte der höheren Qualifika-
tionsebenen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ähnlich dem 
Art. 16 der Verordnung über das Statut der Beamten 
und über die Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Union zu 
verfahren und Art. 86 Bayerisches Beamtengesetz 
(BayBG) um folgende Regelungen zu erweitern: 

Die oberste Dienstbehörde soll ehemaligen höheren 
Führungskräften (Beamtinnen und Beamten ab der 
dritten Qualifikationsebene) 12 Monate nach dem 
Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst ohne Ver-
sorgungsbezüge grundsätzlich untersagen, in einem 
Dienst-, Arbeits- oder Beratungsverhältnisses für Un-
ternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in Angelegen-
heiten aktiv zu werden, in denen sie in den letzten drei 
Jahren ihrer öffentlichen Dienstzeit tätig waren. Über 
die Umsetzung soll die oberste Dienstbehörde jährlich 
Informationen, einschließlich einer Liste der geprüften 
Fälle, veröffentlichen. 

Begründung: 

Das Fachwissen der gut ausgebildeten bayerischen 
Beamtinnen und Beamten, gerade in Leitungsfunktio-
nen, ist in vielen Bereichen der freien Wirtschaft stark 
nachgefragt und wird hoch bezahlt. Die Abwerbungs-
versuche nehmen zu, und die Personalsituation in 
einigen Bereichen der Verwaltung wird immer ange-
spannter. Darüber hinaus nutzen die Unternehmen 
die eingekaufte Expertise, um sich gegenüber dem 
Staat und Mitbewerbern Vorteile zu verschaffen. 

Besonders deutlich wird dies durch eine erneute Re-
portage der Wirtschaftswoche vom 23.03.2018 zum 
Thema „Finanzbeamte“. Laut diesem Bericht ließen 
sich alleine in Bayern im Jahr 2017 255 Beamtinnen 
und Beamte aus diesem Bereich entlassen, um bei 
einem Beratungsunternehmen oder einer Steuerkanz-
lei anzufangen. Damit entstehen Strukturen, die es 
den Unternehmen und auch besonders vermögenden 
Privatpersonen erlauben, legale oder strittige Steuer-
schlupflöcher zu nutzen. Damit wird die Gesetzge-
bung und der Vollzug im Bereich Finanzen vor immer 
größere Herausforderungen gestellt. 

Um diesen Trend zu stoppen, müssen neben der kon-
tinuierlichen Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
vor Ort auch klare Regelungen getroffen werden, un-
ter welchen Bedingungen ein Wechsel zwischen öf-
fentlichem Dienst und freier Wirtschaft möglich ist, 
und wann und wie lange diese Wechsel aus überge-
ordnetem Interesse des Staates nicht erlaubt werden 
dürfen.   
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Harald Güller, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Drs. 17/21677 

Karenzzeit auch für Beamte der höheren Qualifikationsebenen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Stefan Schuster 
Mitberichterstatter: Tobias Reiß 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 72. Sit-
zung am 17. April 2018 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 193. Sitzung am 19. April 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Wolfgang Fackler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Harald Güller, Su-
sann Biedefeld, Günther Knoblauch, Reinhold Strobl, Stefan 
Schuster, Martina Fehlner, Andreas Lotte, Arif Taşdelen, Kathi 
Petersen SPD 

Drs. 17/21677, 17/22013 

Karenzzeit auch für Beamte der höheren Qualifikationsebenen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit, Bundesratsdrucksache 155/18 betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der Kol-

lektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, bera-

ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-

tätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken 

Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Einschlägig sind hier die Drucksa-

che 17/22325 sowie die Beschlussempfehlung auf der Drucksache 17/22363. Die Be-

ratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die Beschlussemp-

fehlung und das Abstimmverhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Listennummer 4, das ist der Antrag der 

Abgeordneten Claudia Stamm betreffend "Vielfalt akzeptieren! Queer-Beauftragte*n 

für Bayern ernennen", der auf Wunsch von Frau Stamm in einer der nächsten Plenar-

sitzungen einzeln beraten werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Protokollauszug
133. Plenum, 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Kollege Fel-

binger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. – 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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